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KLIMASCHUTZ, KLIMAFOLGENANPASSUNG UND 
WÄRMEPLANUNG 

 
 
 

Klimaschutz und Klimafolgenanpassung sind die zentralen Aufgaben der nächsten 
Jahrzehnte. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Urteil vom 24. März 2021 
festgestellt, dass der Staat zu Klimaschutz und zur Herstellung von Klimaneutralität 
verpflichtet ist. Dabei gehören unsere Städte und Gemeinden zu den Hauptakteuren.  
Das Umweltbundesamt geht davon aus, dass mindestens ein Siebtel der deutschen 
Treibhausgasemissionen im kommunalen Einflussbereich liegt, insgesamt etwa 101 
Millionen Tonnen. Und auch die Anpassung an den Klimawandel braucht insbeson-
dere lokale Lösungen. 

Bund und Land haben die aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts resultie-
renden Aufgaben bisher nicht auf die Kommunen übertragen. Die guten Beispiele 
von Kommunen, die sich für Klimaschutz engagieren, tun dies aus eigenem Antrieb 
und vielfach getragen durch das Engagement Einzelner oder kleiner Gruppen.  
In M-V haben lediglich 13 von 116 Kommunen und einer von sechs Landkreisen ei-
genes Personal für den Klimaschutz (Stand August 2023). Aber selbst dort befindet 
sich die Aufgabe immer in Konkurrenz zu der Finanzierung anderer freiwilliger Auf-
gaben. 

Klimaschutzmaßnahmen in Kommunen werden aktuell überwiegend aus Fördermit-
teln finanziert. Der Bund stellt mit der Nationalen Klimaschutzinitiative Mittel zur Ver-
fügung, die allerdings von den Kommunen in M-V nur in relativ geringem Maß abge-
rufen werden (2018 - 2019 waren das pro Einwohner in M-V circa 2-3 Euro). Damit 
sind wir zwar das beste neue Bundesland, liegen damit aber nur im unteren Drittel 
aller Bundesländer. 

Klimaneutralität bis 2040 – wie sie im geplanten Klimaschutzgesetz M-V vorgesehen 
ist – geht nicht ohne die Städte und Gemeinden. Es braucht jedoch die entsprechen-
den Rahmenbedingungen, Verpflichtungen und Unterstützungsangebote. Wir haben 
deshalb dazu nachfolgende Positionen beschlossen: 
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I. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
 

Position 1 – Klimaschutz als Querschnittsaufgabe 
 

Die Städte und Gemeinden bekennen sich zum Klimaschutz. Klimaschutz ist eine 
Querschnittsaufgabe, die alle Bereiche der kommunalen Selbstverwaltung umfasst 
und deshalb bei allen Entscheidungen Berücksichtigung finden muss. Zur Quer-
schnittsaufgabe Klimaschutz gehören dabei mindestens: 
 

• Erreichung eines klimaneutralen Gebäudebestands und Fuhrparks der Kom-

munalverwaltung (Vorbildwirkung der Kommune) 

• Wärmeplanung und Umstellung der Wärmeversorgung  

(Kommune als Koordinatorin und Planerin) 

• Kommune als Ansprechpartnerin für Bürger, Industrie und Gewerbe  

(u.a. Beratungsangebote, Öffentlichkeitsarbeit, Unterstützung von Projekten) 

• Bauleitplanung (u.a. Ausbau Erneuerbarer Energien für lokale Strom- und 

Wärmeerzeugung, Vorgaben für neue Baugebiete) 

• Mobilität und Verkehrsinfrastruktur (u.a. Ausbau der Infrastruktur  

im Bereich Öffentlicher Nahverkehr, Rad- und Fußwege, E-Mobilität) 

• Prüfung der Klimarelevanz von Beschlüssen und Entscheidungen (Berück-

sichtigung von Klimaschutz/Nachhaltigkeitsaspekten neben der Wirtschaftlich-

keit)  

• Umstellung der Straßenbeleuchtung auf LED  
 

Position 2 – Klimafolgenanpassung ist eine notwendige Reaktion auf den  
Klimawandel 
 

Die Städte und Gemeinden bekennen sich zur Klimafolgenanpassung. Denn der Kli-
mawandel findet längst statt: Dürreperioden, Starkregenereignisse und Hitzewellen 
machen dies mehr als deutlich. Deshalb bedarf es auf gemeindlicher Ebene geeig-
neter Maßnahmen: Klimafolgenanpassung muss in allen Bereichen der kommunalen 
Selbstverwaltung Berücksichtigung finden. Wasserrückhaltung in der Fläche, Mög-
lichkeiten der nachhaltigen Bewässerung ohne Gefährdung der Trinkwasserreser-
voirs, ausreichend Wasserabfluss bei Starkregenereignissen, Hitzeschutz (insbeson-
dere für vulnerable Gruppen) und ein besseres Lokalklima müssen gewährleistet 
werden. Dafür müssen von den Kommunen auf der Basis lokaler Gegebenheiten Kli-
mafolgenanpassungskonzepte bzw. Resilienzgutachten und ein darauf aufbauender 
Maßnahmenplan erarbeitet werden. 
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Position 3 – Ausreichende Unterstützung bei Klimaschutz- und Kli-
mafolgenanpassungsmaßnahmen 
 

Die erforderlichen Klimaschutz- und Klimafolgenanpassungsmaßnahmen werden 
unsere Städte und Gemeinden finanziell erheblich belasten. Insgesamt muss die fi-
nanzielle Unterstützung von Bund und Ländern ausreichend und auf Dauer angelegt 
sein, damit die gewünschten Klimaziele auch erreicht werden können. Dabei sollte 
der Landesgesetzgeber konkrete und klare Vorgaben machen. Erfüllbare Ziele und 
umsetzbare Maßnahmen müssen vorgeschrieben werden.  
 

Dazu zählt vor allem auch die Finanzierung des dringend benötigten zusätzlichen 
Personals. In jeder Kommunalverwaltung muss es mindestens eine Personalstelle im 
Bereich Klimaschutz und Klimafolgenanpassung geben. Weiterer Personalbedarf 
richtet sich nach der Einwohnerzahl.  
 

Zudem muss die Finanzierung der Maßnahmen vereinfacht werden. Statt wie bisher 
für jede Maßnahme Fördermittel beantragen zu müssen, brauchen die Städte und 
Gemeinden ein Budget für Investitionen und Planungsleistungen, über dessen Ver-
wendung sie selbst unbürokratisch entscheiden können. Sie berichten dann regel-
mäßig über den Einsatz der Mittel. 

 

II. Wärmeplanung 
 

Position 4 – Kommunale Wärmeplanung 
 

Die kommunale Wärmeplanung soll Antworten darauf geben, wie die Wärmewende 
in allen Gemeinden gelingen kann. Durch die Planungen erhalten Kommunen, Ener-
gieversorgungsunternehmen und die Einwohner dringend notwendige Orientierung 
und Planungssicherheit für die Ausgestaltung der Wärmeversorgung. Bund und Land 
müssen aus volkswirtschaftlicher Sicht sicherstellen, dass es in Gebieten mit Wär-
menetzen keine Förderung von Individuallösungen (wie z.B. Wärmepumpen) gibt. 
 

Position 5 - Ausreichende Finanzierung der Wärmeplanung und de-
ren Umsetzung 
 

Der derzeitige Ansatz beträgt 7 bis 9 Euro pro Einwohner für die Wärmeplanung. Der 
Einwohnerbezug benachteiligt kleinere Gemeinden, da es nicht auf die Anzahl der 
Einwohner, sondern auch auf den Energiebedarf und die Gemeindegröße ankommt. 
Bund und Land sind aufgefordert, eine auskömmliche Finanzierung sicherzustellen. 
Dies gilt im Rahmen der derzeitigen Förderung ebenso wie im Rahmen der Konnexi-
tät, wenn die Wärmeplanung zur Pflichtaufgabe wird. 
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Die Wärmeplanung soll verbindliche Vorgaben machen und muss umgesetzt werden. 
Dies wird in den Städten und Gemeinden erhebliche Investitionen auslösen. Auch 
hierfür bedarf es ausreichender Förderung. 

 

III. Die notwendige Unterstützung durch das Land 
 
Position 6 – Ausreichende Beratungs- und Ausbildungsangebote 
 

Es müssen ausreichende Beratungsangebote für Städte und Gemeinden geschaffen 
und vorgehalten werden, da die meisten kommunalen Verwaltungen nicht über die 
nötige Expertise verfügen. Die bestehenden Beratungsangebote sind im Moment we-
der personell noch finanziell ausreichend ausgestattet. Inhaltlich müssen mindestens 
die folgenden Aufgaben abgedeckt sein: 

• Technische, ökonomische und juristische Fachexpertise zum Ausbau Erneu-

erbarer Energien (u.a. Windkraft, Photovoltaik, Geothermie, Wärmewende), 

Sanierungsmaßnahmen im Gebäudebestand, Mobilitätswende, Verwaltungs-

handeln, Klimafolgenanpassung, Verfahrensgestaltung, Akzeptanz und Teil-

habe 

• Fördermittel- und Finanzierungsberatung für die Umsetzung von Maßnahmen 

sowie Unterstützung bei der Erstellung von Förderanträgen 

• Kostenlose Bereitstellung von landesweit einheitlicher Software, z.B. Solarka-

taster und Treibhausgasbilanzierungstool durch das Land 

• Festlegung von Standards zur Datensammlung sowie Bereitstellung von Da-

ten für Klimaschutz- und Klimafolgenanpassungskonzepte und Wärmepla-

nung (u.a. Verkehrsdaten, Flächendaten) 

• Verankerung von Klimaschutz und Klimafolgenanpassung in den Lehrplänen 

der Verwaltungsakademien bei Aus- und Weiterbildung von Verwaltungsper-

sonal (u.a. Bauleitplanung, Stadtgrün, Gebäudemanagement) 

• Kooperationen mit Hochschulen und Universitäten für Studienangebote im Be-

reich Klimaschutz/Klimafolgenanpassung/Energieeinsparung 
 

Position 7 – Regelung in einem Landesgesetz 
 

Zur Vermeidung gegenläufiger Planungen sollten alle Maßnahmen und Ziele 
schnellstmöglich in einem Landesklimaschutzgesetz zusammengefasst und geregelt 
werden. Dieses umfasst sowohl aktuelle Gesetzesvorhaben des Bundes wie Wärme-
planung, Energieeffizienz, Gebäudeenergieeffizienz und Klimafolgenanpassungs-
konzepte, aber auch eigene, landesspezifische Vorgaben. Und auch bei der 
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Verabschiedung späterer Gesetze ist eine Kompatibilität mit dem Landesklima-
schutzgesetz sicherzustellen. 

Dabei sollte der Landesgesetzgeber konkrete und klare Vorgaben machen. Erfüllbare 
Ziele und umsetzbare Maßnahmen müssen vorgeschrieben werden. Ein Monitoring 
zur Kontrolle der Umsetzung der rechtlichen Vorgaben muss auf gesicherter Daten-
basis gewährleistet werden. Zusammenfassend sollten im Landesklimaschutzgesetz 
(und ergänzend zur Bundesgesetzgebung) mindestens die folgenden gesetzlichen 
Vorgaben enthalten sein: 

• Ein klarer pflichtiger Arbeitsauftrag im Bereich Klimaschutz und Klimafolgen-

anpassung 

• Eine ausreichende finanzielle und personelle Unterstützung zur Umsetzung 

von Maßnahmen: Wir benötigen neben der Finanzierung von Investitionen die 

Finanzierung mindestens einer Personalstelle in jeder Kommunalverwaltung 

in M-V 

• Ausreichende Finanzierung der Wärmeplanung und der Umsetzung der Wär-

meplanung 

• Ausreichende Beratungsangebote für Städte und Gemeinden 

• Ausreichende Umsetzungskontrolle auf gesicherter Datenbasis 
 

 
 
 
 

 

Ansprechpartner Referat II:  
Arp Fittschen, Referent 
 
Kontaktdaten: 
E-Mail: fittschen@stgt-mv.de 
Telefon: (03 85) 30 31 230 
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